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BEGRÜNDUNG 
 

zu den Bebauungsplanänderungen 
 

Nr. 10, 5. Änderung (Gewerbegebiet an der Autobahn)  –Stederdorf- 
Nr. 11, 3. Änderung (Gewerbegebiet östlich Heseberg ) –Stederdorf- 
Nr. 13, 7. Änderung (Östlich B 444/ Hesebergweg) –S tederdorf- 
Nr. 18, 3. Änderung (Gewerbegebiet Heseberg) –Stede rdorf- 
Nr. 21, 2. Änderung (Heseberg/ Autobahnanschluß Pei ne Ost) –Stederdorf- 

 
 
 
 
1. Erfordernis, Ziele, Zwecke und wesentliche Auswi rkungen der Planaufstellung 
 
Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit 
es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 
 
Die Stadt Peine bekommt im Regionalen Raumordnungsprogramm 1995 des Zweckverbandes 
Großraum Braunschweig die Funktion eines Mittelzentrums zugewiesen. Sie hat entsprechend 
zentrale Einrichtungen sowie Angebote für den gehobenen Bedarf vorzuhalten und zugleich 
Versorgungsaufgaben nachrangiger Zentraler Orte wahrzunehmen, sprich den allgemeinen, 
täglichen Grundbedarf zu decken. 
 
Die Untersuchung „Die Stadt Peine als Einzelhandelsstandort“ der Gesellschaft für Wettbe-
werbsforschung und Handelsentwicklung mbH vom September 1999 stellt auf Seite 35 (s. An-
lage 1) fest, daß die ermittelte Einzelhandelszentralität in Anbetracht des mittelzentralen Ver-
sorgungsauftrages der Stadt Peine und der Struktur des Marktgebietes noch ausbaufähig ist. 
Dies zeigt auch ein Vergleich mit andern Städten und Gemeinden des Großraumes Hannovers 
sowie des Städtenetzes EXPO-Region (Anlage 2). Hiernach bewegt sich die Stadt Peine hin-
sichtlich der Zentralitätskennziffer mit 109,7 lediglich im Mittelfeld. 
 
Auf Grundlage der oben genannten Untersuchung hat die Stadt Peine in intensiver Zusammen-
arbeit mit Vertretern der Industrie- und Handelskammer, des Einzelhandelsverbandes Peine, 
der Kaufmannsgilde zu Peine, des Werbe-Interessen-Ringes Peine e.V. und dem Vorsitzenden 
des Stadtplanungsausschusses ein Einzelhandelskonzept entwickelt. 
 
Ein besonderes Interesse der Akteure galt dem Einzelhandel in der Innenstadt. Zur Zeit sind 
hier zwar keine außergewöhnlichen Leerstände zu verzeichnen, allerdings wird die Situation 
nicht nur von der Industrie- und Handelskammer als labil eingeschätzt. Das gemeinsame Ziel 
der Verwaltung und der Kaufmannschaft ist vor diesem Hintergrund die Stärkung des Einzel-
handels in der Innenstadt. 
 
Am 22.11.2000 beschloß der Rat der Stadt Peine das erarbeitete Einzelhandelsentwicklungs-
konzept (s. Anlage 3), welches das Ziel verfolgt, eine tragfähige, nachhaltige Handlungsentwick-
lung im Gesamtstadtgebiet zu sichern. Damit soll einerseits die gewachsene Innenstadt und 
ihre Handelsstrukturen gefördert werden, andererseits eine umfassende, nachfragegerechte 
Gesamtversorgung gewährleistet werden. Hierfür soll eine arbeitsteilige Angebotsstruktur für die 
zentrale Innenstadt, für großflächige Angebote in Sondergebietsstandorten sowie für wohnort-
nahe Versorgungseinrichtungen entwickelt werden.  
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Entsprechend der erläuterten Zielsetzungen werden u.a. die oben genannten Bebauungsplan-
änderungen durchgeführt. Durch diese Änderungen sollen nördlich der Autobahn im Ortsteil 
Stederdorf drei Flächen als Sondergebiete für den großflächigen Einzelhandel planungsrecht-
lich gesichert sowie in den verbleibenden Gewerbegebieten der Einzelhandel weitgehend aus-
geschlossen werden. 
 
Parallel werden daher die 7. Änderung Bebauungsplan Nr. 28 (Lehmkuhlenweg/Woltorfer Stra-
ße), 5. Änderung Bebauungsplan Nr. 29 (Woltorfer Straße/Bundesbahn), 5. Änderung Bebau-
ungsplan Nr. 82 (Kiebitzmoor), 1. Änderung Bebauungsplan Nr. 97 (Woltorfer Straße/ Mittel-
landkanal), 6. Änderung Bebauungsplan Nr. 99 (Nord-Süd-Brücke), 5. Änderung Bebauungs-
plan Nr. 122 (Industriegebiet nördl. Woltorfer Straße), 5. Änderung Bebauungsplan Nr. 125 
(Berkumer Weg/B444/Mittellandkanal/Böschung Horstkippe) und die 1. Änderung Bebauungs-
plan Nr. 148 (Landgraben/Schlachterteiche) durchgeführt. 
 
 
Die Stadt Peine wird durch die Umsetzung der in dem Einzelhandelsentwicklungskonzept vor-
geschlagenen Maßnahmen in ihrer Funktion als Mittelzentrum entsprechend den Zielen der 
Raumordnung stabilisiert. 
 
 
2. Bestehende Rechtsverhältnisse 
 
Für den Gesamtänderungsbereich stellt der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Stadt 
Peine Gewerbeflächen dar. Zur Anpassung an die Planungsziele im Bereich der Sondergebiete 
wird die 91. Änderung des Flächennutzungsplanes durchgeführt. 
 
Weiterhin liegen in diesem Bereich bereits die rechtskräftigen Bebauungspläne Nr. 10 (Gewer-
begebiet an der Autobahn) mit vier Änderungen, Nr. 11 (Gewerbegebiet östlich Heseberg) mit 
zwei Änderungen, Nr. 13 (Östlich B 444/ Hesebergweg) mit sechs Änderungen, Nr. 18 (Gewer-
begebiet Heseberg) mit zwei Änderungen und Nr. 21 (Hesebergweg /Autobahnanschluß Peine 
Ost) mit einer Änderung vor. Diese sind mittels der hier vorliegenden Änderungen an die Ziele 
des Einzelhandelsentwicklungskonzeptes anzupassen. 
 
Die Flächen der geplanten Sondergebiete stehen im Eigentum der Stadt Peine. 
 
 
 
3. Planinhalt 
 
Der Gesamtänderungsbereich beinhaltet die Ausweisung dreier Sondergebiete mit zeichneri-
schen und textlichen Festsetzungen sowie die Überplanung und Ergänzung textlicher Festset-
zungen in den verbleibenden Gewerbegebieten im grau hinterlegten Bereich. 
 
 
3.1 Sondergebiete 1, 2 und 3 
 
Die drei Sondergebietsflächen werden im Rahmen des Einzelhandelsentwicklungskonzeptes für 
den großflächigen Einzelhandel ausgewiesen. Dieser verkehrsgünstige Standort zwischen den 
beiden Peiner Autobahnanschlüssen an der A 2, soll als Schwerpunkt der Pkw-orientierten 
Massenversorgung nach dem Grundprinzip der räumlich-funktionalen Arbeitsteilung des Kon-
zeptes entwickelt werden. 
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Die zeichnerischen Festsetzungen im Bereich der Sondergebiete, wie Baugrenzen, abweichen-
de Bauweise, Pflanzbindungen, Leitungsrechte zugunsten der Stadt Peine, Straßenverkehrsflä-
che und öffentliches Straßenbegleitgrün, wurden aus den vorhergehenden rechtskräftigen Be-
bauungsplänen weitgehend übernommen, um hier die Übergänge an die anschließenden Grün-
streifen sowie die Einfügung in die umgebende Bebauung zu gewährleisten. Nur die Geschos-
sigkeit im Bereich des So 1 wird von II auf III erhöht, um an dieser Stelle einen städtebaulichen 
Schwerpunkt setzen zu können, welcher sich aus der umliegenden nur zweigeschossig festge-
setzten Bebauung erhebt. 
 
Da in den hier vorliegenden Planänderungen im Bereich der Sondergebiete über textliche Fest-
setzungen lediglich eine Verkaufsflächenbegrenzung festgesetzt wird, werden auch die Grund-
flächen- und Geschoßflächenzahl erneut entsprechend der vorhergehenden Pläne ausgewie-
sen. 
 
Um die Handelsstrukturen der Innenstadt nicht zu schwächen, ist nur großflächiger Einzelhan-
del mit nicht zentrenrelevanten Sortimenten mit einem abschließend geregelten Expansions-
rahmen der Verkaufsflächen in bestimmten Branchen/ Sortimenten (ein SB-Warenhaus mit 
max. 4.000 m²/ Möbel, Design, Leuchten mit max. 5.000 m²/ Baumarkt einschl. Gartenbedarf 
mit max. 5.000 m²/ Elektrogeräte mit max. 2.000 m²/ sonstige nicht zentrenrelevante Sortimente 
mit max. 3.000 m²) zulässig. Aus diesem Grund werden ebenfalls die Rand- und Freisortimente 
mit max. 10% der Verkaufsfläche stark eingeschränkt. 
 
Für Sonderaktionen sind je Einzelhandelsbetrieb 200 m² Verkaufsfläche zulässig. 
 
Als Ausnahme dürfen innerhalb des zulässigen SB-Warenhauses beschränkt zentrenrelevante 
Sortimente angeboten werden. 
 
Auch Service- und Gastronomieeinrichtungen im Sinne von Raststätten und Fastfoodversor-
gung sowie autobahnnahe Dienstleistungen sind ausnahmsweise zulässig. 
 
Weiterhin können ausnahmsweise verschiedene Angebote, die dem Einzelhandelsbetrieb direkt 
zugeordnet sind, wie Cafés, Gastronomie, Kinderbetreuung und Freizeitangebote zugelassen 
werden. 
 
Ausnahmsweise sind auch Betriebe und Anlagen, die im GE- Gebiet zulässig sind, sowie Woh-
nungen für Aufsichts-, Bereitschaftspersonal, Betriebsinhaber oder Betriebsleiter zulässig. 
 
Da die Flächen für die Sondergebiete bisher nicht bebaut sind und im Eigentum der Stadt Peine 
stehen, kann eine bewußte Ansiedlungspolitik hinsichtlich der künftigen Entwicklung im Sinne 
des vorliegenden Konzeptes erfolgen. Die Bebauungsplanänderungen schaffen dafür die pla-
nungsrechtliche Grundlage. 
 
 
 
3.2 Gewerbegebiete (grau hinterlegter Bereich) 
 
Im grau hinterlegten Bereich bleiben die bisher rechtskräftigen zeichnerischen Festsetzungen, 
somit auch die Ausweisung als Gewerbegebiet bzw. eingeschränktes Gewerbegebiet, beste-
hen. Die textlichen Festsetzungen werden im Bereich der Art der baulichen Nutzung überplant 
bzw. ergänzt. 
 
Unter der Zielsetzung des Einzelhandelsentwicklungskonzeptes werden in Gewerbe- und In-
dustriegebieten, so auch in dem hier betroffenen Bereich, über textliche Festsetzungen Nut-
zungseinschränkungen formuliert. 
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Zur Stärkung der Handelsstruktur der Innenstadt werden Einzelhandelsbetriebe (mit Ausnahme 
von Kiosken) in Gewerbe- und Industriegebieten ausgeschlossen. Auch die Ansiedlung von 
Discotheken, Kinos und Vergnügungsstätten wird in diesen Bereichen durch eine entsprechen-
de textliche Festsetzung verhindert. 
 
Ausnahmsweise wird in den Gewerbe- und Industriegebieten Kraftfahrzeughandel zugelassen, 
da für diese flächenintensive Branche eine Ansiedlung im Bereich der Innenstadt kaum möglich 
ist, und auch die Inanspruchnahme von Sondergebieten hierfür nicht erfolgen soll. 
 
Außerdem sind in den Gewerbe- und Industriegebieten nur ausnahmsweise Verkaufs- und/oder 
Ausstellungsflächen zulässig, die in unmittelbarem Zusammenhang mit der am Standort erfolg-
ten Herstellung oder Weiterverarbeitung von Waren und Gütern stehen und von untergeordne-
ter Größe sind. Zusätzlich müssen sie in eine mit der gewerblichen Funktion, Weiterverarbei-
tung oder Dienstleistung in Zusammenhang stehenden Anlage integriert sein. 
 
 
 
4. Naturschutz/ Eingriff/ Ausgleich 
 
Da die hier vorliegenden Bebauungsplanänderungen keine zusätzlichen Eingriffe zu den bisher 
ohnehin planungsrechtlich gesicherten ermöglicht, entfällt eine Eingriffs/ Ausgleichsbilanzie-
rung. 
 
 
5. Planungsstatistik 
 
Gesamtplangebiet      939.054,98 m² 
davon: 
verbleibende GE- und GEe-Gebiete    760.279,54 m² 
Sondergebiete zusammen     178.775,44 m² 
davon: 
Sondergebiet 1        29.548,51 m² 
Sondergebiet 2      116.093,73 m² 
Sondergebiet 3        33.133,20 m² 
davon (SO 3): 
Straßenverkehrsfläche mit Begleitgrün       2.982,34 m² 
 
 
 
6. Kostenschätzung 
 
Durch die Änderung der Bebauungspläne Nr. 10, 5. Änderung (Gewerbegebiet an der Auto-
bahn) –Stederdorf-, Nr. 11, 3. Änderung (Gewerbegebiet östlich Heseberg) –Stederdorf-, Nr. 13, 
7. Änderung (Östlich B 444/ Hesebergweg) –Stederdorf-, Nr. 18, 3. Änderung (Gewerbegebiet 
Heseberg) –Stederdorf- und Nr. 21, 2. Änderung (Heseberg/ Autobahnanschluß Peine Ost)  
–Stederdorf- entstehen der Verwaltung keine Kosten außer für den Verwaltungsaufwand. 
 
 
7. Abwägung der Stellungnahmen sowie der Anregungen  und Bedenken 
 
- sind der Begründung als Anlage beigefügt. 
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8. Verfahrensvermerke 
 
Für die Bebauungspläne Nr. 10 (Gewerbegebiet an der Autobahn) –Stederdorf- 5. Änderung, 
Nr. 18 (Gewerbegebiet Heseberg) –Stederdorf- 3. Änderung und Nr. 21 (Heseberg/ Autobah-
nanschluß Peine Ost) –Stederdorf- 2. Änderung wurde am 13.11.2000 der Aufstellungs-
beschluß gefaßt; für die Bebauungspläne Nr. 11 (Gewerbegebiet östlich Heseberg) –
Stederdorf- 3. Änderung und Nr. 13 (Gewerbegebiet Heseberg) -Stederdorf- 7. Änderung am 
26.02.2001. Der Aufstellungsbeschluß wurde am 06.03.2001 sowie am 09.03.2001 bekanntge-
macht. 
 
Die frühzeitige Bürgerbeteiligung wurde vom 15.03.2001 bis zum 29.03.2001 einschließlich 
durchgeführt. 
 
Der Bebauungsplanentwurf wurde mit der dazugehörigen Begründung vom 03.05.2001 bis zum 
05.06.2001 einschließlich öffentlich ausgelegt. 
 
Der Rat der Stadt Peine hat den Bebauungsplan in Verbindung mit der dazugehörigen Begrün-
dung in seiner Sitzung am 21.06.2001 als Satzung beschlossen. 

 
 
Peine, 05.07.2001 

 
 
 
i.V. gez. Leunig            gez. Willenbücher 
Bürgermeister Stadtdirektor 
 


